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Impuls:
Beyond 2030?

• Faktisch
• Geopolitisch
• Inhaltlich
• Nächste Schritte?
• Aussichten?



Faktisch: Stand der SDG-Unterziele:
bestenfalls halbwegs bis 2030 erreichbar; viele scheitern

Vereinte Na*onen. Ziele für nachhaltige Entwicklung Bericht 2025
https://www.un.org/german/sites/default/files/2025-12/SDG-Bericht-2025.pdf



Faktisch: Stand der SDGs Unterziele:
Fortschritte

Bildung

u mehr junge Menschen, insbesondere Mädchen, 
schließen die Schule ab. 

Soziale Sicherung

u Mehr als die Hälfte der Weltbevö ̈lkerung hat eine Form 
des Sozialschutzes – 10 % mehr als 2015 

Geschlechtergerechtigkeit

u Weniger Kinderheiraten und Müttersterblichkeit 

„Modernisierung“

u Verbesserter Zugang: Strom, saubere Kochmethoden 

u 70 % mehr Menschen an Internet angeschlossen

Vereinte Nationen. Ziele für nachhaltige Entwicklung. Bericht 2025 



Faktisch: Stand der SDGs Unterziele:

Rückschritte
u Hunger auf dem Niveau von 2005
u Kindersterblichkeit steigt
u Keines der Unterziele zu Klima erfüllt

Vereinte Nationen. Ziele für nachhaltige Entwicklung. Bericht 2025; 
https://edition.cnn.com/2025/12/04/world/child-deaths-projected-rise-gates-foundation-intl



Beyond 2030: geopolitisch

uUngezügelter Kapitalismus
uExplodierende Ungleichheit
u Einkommensspreizung:

u €290 in den ärmsten Ländern pKpM
u €4590 in den reichsten Ländern pKpM
u 16-facher Unterschied

u Analog beim “Fussabdruck” – also 
dem Ressourcenverbrauch und CO2

12/06/2026, 16:11 Summary: The Global Justice Report - Global Justice Project

https://globaljusticeproject.wid.world/insight/summary/ 4/16

Global justice report  https://globaljusticeproject.wid.world/global-justice-
report/



“Beyond 2030“: geopolitisch
u Ausgehebeltes Völkerrecht
u Kriege und massive Aufrüstung

Smoke plumes billow from the site of an Israeli air strike
in the southern suburbs of Beirut Photograph: AFP/Getty 
Images
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Frieden, Gerechtigkeit 
und starke Institutionen

FRIEDEN,
GERECHTIGKEIT
UND STARKE
INSTITUTIONEN

• Noch immer führen Gewalt und Konflikte zu menschlichem Leid und 
Vertreibung. 2024 kosteten Konflikte fast 50.000 Menschenleben –  
umgerechnet eines alle 12 Minuten. Besonders betroffen sind Frauen  
und Kinder. Ende 2024 gab es 123,2 Mio. Vertriebene. Zwar sank die 
weltweite Tötungsrate 2015–2023 um 12 %, doch das Ziel einer  
Verringerung um 50 % wurde deutlich verfehlt.

• Der Zugang zur Justiz ist weiterhin schwer zu verwirklichen: Jede dritte 
gefangene Person weltweit wird ohne ordnungsgemäßes Strafurteil 
festgehalten, und die Gefahren für Menschenrechtsverteidigerinnen und 
-verteidiger und journalistisch Tätige bestehen fort. Die Anzahl getöteter 
Journalistinnen und Journalisten stieg 2024 um 11 %, wobei Konflikt-
zonen besondere Gefahren aufwiesen.

• Fortschritte zeichnen sich ab: Die Haushaltsverlässlichkeit hat sich 
verbessert, Gesetze über den Zugang zu Informationen wurden 
ausgeweitet und mehr Länder verfügen nun über konforme Menschen-
rechtsinstitutionen. Dennoch klaffen erhebliche Lücken beim Aufbau 
wirksamer, rechenschaftspflichtiger und inklusiver Institutionen. 

• Dringendes Handeln ist geboten, um Menschenleben zu schützen und 
Vertrauen durch Friedenskonsolidierung, Justizreformen und Rechen-
schaftspflicht zurückzugewinnen. Dafür müssen Institutionen gestärkt, 
inklusives staatliches Handeln gefördert, der zivilgesellschaftliche Raum 
geschützt und die tieferen Ursachen von Konflikten und Ungerechtigkeit 
behoben werden. Ein fester politischer Wille und verstärkte internationa-
le Zusammenarbeit sind für dauerhaften Wandel unverzichtbar.

Weltweite Tötungsrate sinkt, doch nicht genug, um Zielvorgabe für 2030 zu erreichen

Die weltweite Rate vorsätzlicher Tötungen fiel 2015-2023 von 5,9 auf 5,2 
je 100.000 Menschen. Setzen sich die aktuellen Trends fort, wird die Rate 
2015–2030 um 25 % sinken und damit die Zielvorgabe der Nachhaltigkeits-
ziele von 50 % deutlich verfehlen. 2023 ereignete sich der überwiegende  
Teil der Tötungen in Lateinamerika und der Karibik sowie in Afrika südlich 
der Sahara; zusammen entfielen auf diese Regionen fast zwei Drittel der 
weltweiten Opfer. 80 % der Opfer von Tötungen waren Männer, bedingt vor 
allem durch organisierte Kriminalität und Bandengewalt. Für Frauen dagegen 
war das häusliche Risiko unverhältnismäßig hoch: 60 % der weiblichen  
Opfer wurden durch Partner oder Angehörige getötet. Allein 2023 wurden 
rund 51.000 Frauen durch Intimpartner oder Angehörige getötet. Die  
Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen geht weiterhin schleppend voran; die 
Tötungsrate bei Frauen sank um nur 5 %, gegenüber 14 % bei Männern. 
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19,7

11,9

5,0

3,2 2,9 2,9 0,8

5,2

0

5

10

15

20

Ozeanien WeltZentral- 
und

Südasien

Nordafrika
und

West-
asien

Afrika
südlich

der
Sahara

Latein-
amerika

und
Karibik

Ost- 
und

Südost-
asien

Europa
und

Nord-
amerika

Verluste an Menschenleben durch bewaffnete Konflikte 2024 um 40 % gestiegen; Opferzahlen bei  
Frauen und Kindern in nur zwei Jahren vervierfacht

Alle 12 Minuten verlor ein Mensch 2024 sein Leben infolge eines bewaffne-
ten Konflikts. Insgesamt gab es 48.384 konfliktbedingte Todesfälle, die  
meisten unter Zivilpersonen. Das ist eine Zunahme um 40 % gegenüber 
2023 und der dritte jährliche Anstieg in Folge. 2023–2024 wurden rund  
viermal so viele Kinder (337 %) und Frauen (258 %) wie im vorherigen 
Zweijahreszeitraum getötet. 8 von 10 Kindstötungen und 7 von 10 Tötungen 
von Frauen ereigneten sich in Gaza. Sprengwaffen waren die Hauptursache 
tödlicher Gewalt in mehreren Regionen, während nicht zur Wirkung  
gelangte Kampfmittel nach wie vor Menschenleben in Zentral- und Südasien 
bedrohen. Bei fast 30 % der Opfer konnte der Status nicht ermittelt werden. 
Diese bestürzenden Zahlen zeigen eine drastische Abweichung vom Pfad  
zu Weltfrieden, globaler Sicherheit und nachhaltiger Entwicklung. Es bedarf  
sofortiger und konzertierter Anstrengungen, um dies umzukehren und das 
humanitäre Völkerrecht und die internationalen Menschenrechtsnormen  
zu achten.

Dokumentierte konfliktbedingte Todesfälle von Kindern und Frauen – 2015-2024 
(Zahl der Toten) mit prozentualer Veränderung gegenüber vorigem 
Zweijahreszeitraum oberhalb der Datensäulen 
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Frauen bei einer Gemeindeversammlung im UN-Frauen-Zentrum 
im Flüchtlingslager Ngam (Kamerun). Das Programm unterstützt 
gefährdete Frauen und Überlebende geschlechtsspezifischer 
Gewalt in sieben Lagern in drei Regionen.



„Beyond 2030“ – inhaltlich
SDGs als Zusammenkommen von „Rio“ und MDGs

09/03/2026, 17:22 Agenda 2030: Unsere Nachhaltigkeitsziele | Bundesregierung

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/nachhaltigkeitsziele-erklaert-232174 1/2

Richtschnur der Politik

Die 17 globalen Nachhaltigkeitsziele
Die 2015 von den Vereinten Nationen verabschiedeten 17 Ziele der Agenda 2030
richten sich an alle: Staaten, Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Wissenschaft und jede
und jeden Einzelnen.

 1 Min. Lesedauer

Die 17 SDGs richten sich an alle: die Regierungen weltweit, aber auch die
Zivilgesellschaft, die Privatwirtschaft und die Wissenschaft.
Foto: United Nations

Im Jahr 2015 hat die Weltgemeinschaft die Agenda 2030 verabschiedet und
damit

  



„Beyond 2030“ – inhaltlich: 
lokales und zivilgesellschaftliches Handeln

u Vorläufer: 
u Agenda 21

u MDGs in Städten

u Lokale SDGs



Beyond 2030: inhaltlich - Regierungshandeln

https://www.vnr-germany.de/resource/blob/250418/vnr-
deutschland-2025.pdf

4. Pandemieprävention und planetare Gesundheit: 

Kumulative Ursachen von Umwelt-, Sozial- und 
Gesundheitsproblemen und mögliche Synergien bei 
ihrer Lösung sowie die Rolle gesunder Lebensverhält-
nisse sollten stärker berücksichtigt werden. Globale 
Monitoringsysteme, Investitionen in Forschung und 
Forschungspartnerschaften sowie ein gerechter Zu-
gang zu medizinischen Ressourcen sind notwendig, 
um Gesundheitskrisen vorzubeugen. Lokale Gesund-
heitsinfrastrukturen müssen gestärkt und inter-
nationale Kooperationen ausgebaut werden. 

5.  Integrierte Ansätze für Wasser- und 
Landnutzung: 

Ein nachhaltiger Umgang mit den natürlichen 
Lebensgrundlagen an Land und im Meer erzeugt 
positive Wechselwirkungen mit allen anderen SDGs. 
Nutzungs- und Schutzaspekte sollten auf allen 
Flächen und in allen Teilen der Wasserkreisläufe nach-
haltig miteinander verzahnt werden. Insbesondere 
bedarf es einer Integration der Bodenfeuchte als 
Schutzgut in das Wasserrecht sowie ein grenzüber-
schreitendes, klimaresilientes Wassermanagement. 

6. Zirkuläres Wirtschaften: 

Kreislaufwirtschaftsmodelle sollten durch ver-
schiedene Instrumente gefördert werden. Unter-
nehmen und Verbraucher*innen müssen dabei unter-
stützt werden, ressourcenschonende Praktiken zu 
etablieren. Die Entwicklung globaler Standards für 
Kreislaufwirtschaft würde den internationalen Handel 
und die Zusammenarbeit fördern. Insbesondere in 
der öffentlichen Beschaffung müssen Rezyklate und 
kreislaufgerechte Produkte zum Standard werden.“

Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE), Sustainable 
Development Solutions Network (SDSN) Germany, 
Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), 
Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung 
Globale Umweltveränderung (WBGU)

Statement für die Zukunft  | 65

Im 2024 verabschiedeten Zukunftspakt haben sich 
die VN-Mitgliedsstaaten darauf geeinigt, die Zukunft 
der Agenda 2030 auf dem kommenden SDG- Gipfel 
2027 zu diskutieren. Deutschland begrüßt, wenn 
der Globale Süden in diesen Diskussionen eine füh-
rende Rolle einnehmen würde. Die Bundesregierung 
wird sich für ein ambitioniertes Post-Agenda-2030- 
Rahmenwerk einsetzen.

Beitrag aus dem Stakeholder*innenkreis

Schwerpunkte der Beyond-2030-Agenda

„Die Agenda 2030 ist als globaler Orientierungs-
rahmen und Handlungsauftrag inmitten multipler 
Krisen und Umbrüche wichtiger denn je: Sie ver-
pflichtet alle Länder und betont deren Ko-
operationen. Sie bezieht sich auf die Menschen-
rechte und weltweite Entwicklung in einem globalen 
Konsultationsprozess. Dies verleiht ihr Legitimität. 
Aktuelle Analysen zeigen, dass die Anstrengungen 
deutlich verstärkt werden müssen, um die Erreichung 
der Ziele bis 2030, die auch noch einmal im Pact 
for the Future konkretisiert werden, sicherzustellen. 
Gleichzeitig kommen aufgrund technischer, ge-
sellschaftlicher und geopolitischer Entwicklungen 
weitere Herausforderungen hinzu, die aufgenommen 
und berücksichtigt werden müssen. Inhaltlich sollte 
eine Beyond-2030-Agenda die Nachhaltigkeits-
ziele weiterhin intensiv verfolgen, um die erreichten 
Ziele langfristig zu sichern und die bisher verfehlten 
noch zu erreichen. Für die Zeit ab 2030 schlagen wir 
die Weiterentwicklung der SDGs um die folgenden 
Punkte im Rahmen einer Transformationsagenda vor: 

1. Digitalisierung und Künstliche Intelligenz (KI): 

Es gilt, die disruptive Kraft der Digitalisierung für die 
Nachhaltigkeitstransformation positiv einzusetzen. 
KI bietet Potenzial für die Lösung globaler Heraus-
forderungen wie die Optimierung von Ressourcen 
oder Frühwarnsysteme für Naturkatastrophen. Um 
Missbrauch und Risiken für Individuen und demo-
kratische Gesellschaften, Ungleichheit und Dis-
kriminierung, Machtkonzentration, Überwachung 
oder Manipulation der Medien und der öffentlichen 
Meinung zu minimieren, braucht es globale 
Governance-Strukturen, Transparenz, ethische Leit-
linien, klare Gesetze und den Ausbau öffentlicher 
digitaler Infrastrukturen. 

2.  Nachhaltige Finanzierung einer nachhaltigen 
Entwicklung: 

Neben öffentlichen Mitteln ist die Mobilisierung 
privater Investitionen entscheidend. Innovative 
Finanzierungsinstrumente wie grüne Anleihen, 
Steueranreize und Public Private Partnerships können 
Kapital für nachhaltige Projekte freisetzen. Länder 
niedrigen und mittleren Einkommens benötigen be-
sondere Unterstützung durch internationale Fonds 
und Absicherungssysteme. Es bedarf einer grund-
legenden Reform der internationalen Finanzarchi-
tektur inklusive einer Reform des Schuldensystems 
und des Aufbaus eines Staateninsolvenzsystems 
sowie solidarischer Steuersysteme. 

3.  Bekämpfung globaler und innerstaatlicher 
Ungleichheit: 

Die Verringerung wirtschaftlicher, sozialer und 
gesundheitlicher Disparitäten sowie auch ungerechter 
Folgen von Umweltschäden, inklusive Klimaschäden, 
erfordert u. a. Steuerreformen, die Förderung von 
Bildung und Chancengleichheit sowie den Abbau von 
Handelsbarrieren für ärmere Länder. Eine Stärkung 
von Frauenrechten und Minderheiten sowie der Zu-
gang zu internationalen Märkten sind essenziell. 
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KI bietet Potenzial für die Lösung globaler Heraus-
forderungen wie die Optimierung von Ressourcen 
oder Frühwarnsysteme für Naturkatastrophen. Um 
Missbrauch und Risiken für Individuen und demo-
kratische Gesellschaften, Ungleichheit und Dis-
kriminierung, Machtkonzentration, Überwachung 
oder Manipulation der Medien und der öffentlichen 
Meinung zu minimieren, braucht es globale 
Governance-Strukturen, Transparenz, ethische Leit-
linien, klare Gesetze und den Ausbau öffentlicher 
digitaler Infrastrukturen. 

2.  Nachhaltige Finanzierung einer nachhaltigen 
Entwicklung: 

Neben öffentlichen Mitteln ist die Mobilisierung 
privater Investitionen entscheidend. Innovative 
Finanzierungsinstrumente wie grüne Anleihen, 
Steueranreize und Public Private Partnerships können 
Kapital für nachhaltige Projekte freisetzen. Länder 
niedrigen und mittleren Einkommens benötigen be-
sondere Unterstützung durch internationale Fonds 
und Absicherungssysteme. Es bedarf einer grund-
legenden Reform der internationalen Finanzarchi-
tektur inklusive einer Reform des Schuldensystems 
und des Aufbaus eines Staateninsolvenzsystems 
sowie solidarischer Steuersysteme. 

3.  Bekämpfung globaler und innerstaatlicher 
Ungleichheit: 

Die Verringerung wirtschaftlicher, sozialer und 
gesundheitlicher Disparitäten sowie auch ungerechter 
Folgen von Umweltschäden, inklusive Klimaschäden, 
erfordert u. a. Steuerreformen, die Förderung von 
Bildung und Chancengleichheit sowie den Abbau von 
Handelsbarrieren für ärmere Länder. Eine Stärkung 
von Frauenrechten und Minderheiten sowie der Zu-
gang zu internationalen Märkten sind essenziell. 
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4. Pandemieprävention und planetare Gesundheit: 

Kumulative Ursachen von Umwelt-, Sozial- und 
Gesundheitsproblemen und mögliche Synergien bei 
ihrer Lösung sowie die Rolle gesunder Lebensverhält-
nisse sollten stärker berücksichtigt werden. Globale 
Monitoringsysteme, Investitionen in Forschung und 
Forschungspartnerschaften sowie ein gerechter Zu-
gang zu medizinischen Ressourcen sind notwendig, 
um Gesundheitskrisen vorzubeugen. Lokale Gesund-
heitsinfrastrukturen müssen gestärkt und inter-
nationale Kooperationen ausgebaut werden. 

5.  Integrierte Ansätze für Wasser- und 
Landnutzung: 

Ein nachhaltiger Umgang mit den natürlichen 
Lebensgrundlagen an Land und im Meer erzeugt 
positive Wechselwirkungen mit allen anderen SDGs. 
Nutzungs- und Schutzaspekte sollten auf allen 
Flächen und in allen Teilen der Wasserkreisläufe nach-
haltig miteinander verzahnt werden. Insbesondere 
bedarf es einer Integration der Bodenfeuchte als 
Schutzgut in das Wasserrecht sowie ein grenzüber-
schreitendes, klimaresilientes Wassermanagement. 

6. Zirkuläres Wirtschaften: 

Kreislaufwirtschaftsmodelle sollten durch ver-
schiedene Instrumente gefördert werden. Unter-
nehmen und Verbraucher*innen müssen dabei unter-
stützt werden, ressourcenschonende Praktiken zu 
etablieren. Die Entwicklung globaler Standards für 
Kreislaufwirtschaft würde den internationalen Handel 
und die Zusammenarbeit fördern. Insbesondere in 
der öffentlichen Beschaffung müssen Rezyklate und 
kreislaufgerechte Produkte zum Standard werden.“

Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE), Sustainable 
Development Solutions Network (SDSN) Germany, 
Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), 
Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung 
Globale Umweltveränderung (WBGU)
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Beyond 2030: nächste Schritte  

Was kommt jetzt?
u Garnix?
u Fortschreibung
u SDGs erweitert: Zukunftsagenda?
u (Ganz) neu: analytisch und radikal
u und in Menschenrechtsrat 

verschieben? 
https://www.gabrielekoehler.net/kickstart-imaginings-towards-a-
beyond-2030-development-agenda/



„Beyond 2030“ – nächste Schritte:
neue Denke

u Eradicating Poverty Beyond Growth: A 
Global Roadmap for a New 
Economy https://www.neep-poverty.org/event/eradicating-
poverty-beyond-growth-a-global-roadmap-for-a-new-economy/

u Global Justice Report 
https://globaljusticeproject.wid.world/global-justice-
report/

u Human-rights based economy
https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2024/06/human-
rights-economy-concept-practical-application

u Beyond GDP https://www.un.org/en/beyondGDP

https://www.neep-poverty.org/wp-content/uploads/2026/03/Conference-note_Eradicating-Poverty-Beyond-Growth_22-April-2026_UNSREP.pdf
https://www.ohchr.org/en/statements-and-speeches/2024/06/human-rights-economy-concept-practical-application


Radikaler Ansatz12/06/2026, 16:11 Summary: The Global Justice Report - Global Justice Project

https://globaljusticeproject.wid.world/insight/summary/ 4/16

u Angleichung der Einkommen bis zum Jahr 2100:

€5000 pro Kopf monatlich in jedem Land 

• BSP-Wachstum in reichen Ländern: 0 - 0.5%

• BSP-Wachstum in ärmsten Ländern:  3-4 %

• Arbeitsstundenverkürzung im Interesse von 
Klima und Sorgearbeit

• Geschlechtergerechtigkeit
12/06/2026, 16:11 Summary: The Global Justice Report - Global Justice Project

https://globaljusticeproject.wid.world/insight/summary/ 1/16

Global Justice by 2100 at a Glance



Radikaler Ansatz u Suffizienz bis zum Jahr 2100

• Arbeitszeitverkürzung

• Von materialbasierter Produktion zu
“Dienstleistungen”

u Produktivätssteigerungen

u Veränderung von 
Nahrungsmittelproduktion und -
konsum

u Energieeffizienz

12/06/2026, 16:11 Summary: The Global Justice Report - Global Justice Project

https://globaljusticeproject.wid.world/insight/summary/ 1/16

Global Justice by 2100 at a Glance

Summary

Figure 5. Su�ciency & Energy Transition Are Complementary
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Projected Emissions & Temperature of Core Scenarios 2026-2100
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Interpretation. In order to reduce GHG emissions and keep warming below 2�, both socioeconomic sufficiency - including labour 
hours reduction, shift to immaterial consumption, change of food habits & implied reforestation - and energy system transformation 
play an indispensable and complementary role.  Notes. The figure shows projected cumulative emissions and temperature rise of the 
core scenarios, where Persistent Inequality and Productivist Convergence come with Slow Decarbonization and Sustainable 
Convergence with Fast Decarbonization. Sources and series: gjp.wid.world (F5)
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Interpretation. In order to reduce GHG emissions and keep warming below 2�, both socioeconomic sufficiency - including labour 
hours reduction, shift to immaterial consumption, change of food habits & implied reforestation - and energy system 
transformation play an indispensable and complementary role. Notes: The figure shows Shapley decomposition of the annual 
difference in emissions (in GTCO2e) between the Productivitst Convergence - Slow Decarbonization Scenario and the Sustainable 
Convergence - Fast Decarbonization Scenario. Percentage values on the right show contribution over entire 2025-2100 period. 
Sources and series: gjp.wid.world (F6)
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Verlagerung der Verhandlungen von 
“New York” nach “Genf”

u Die Verhandlungen – und 
später das Monitoring der 
Umsetzung  könnten von den  
Ausschüssen der 
Generalversammlung und 
dem Wirtschafts- und Sozialrat 
an den Menschenrechtsrat 
übertragen werden.

https://www.gabrielekoehler.net/kickstart-
imaginings-towards-a-beyond-2030-
development-agenda/

Vorteile:
u Verbindlich!

u Weniger Aufwand für die Staaten, da sie ohnehin
beim Menschenrechtsrat turnusmässig zu den 
ratifizierten Konventionen Bericht erstatten
müssen

u Gründlicheres Vorgehen: andere Staaten, 
Zivilgesellschaft und UN bewerten den jeweiligen
Staatenbericht

Nachteile
u Enger als die SDGs

u Klima- und Umwelt wenig thematisiert

Zu erwartender Widerstand:
u Politisch: Viele Staaten scheuen

Menschenrechtsdiskurs

u Seilschaften: New Yorker Diplomatie könnte auf 
NY als Standort beharren



Info: 9 Kernkonventionen des
Menschenrechtsrats

ICERD International Convention on the Elimination of All Forms of Racial Discrimination 21 Dec 1965 CERD 

ICCPR International Covenant on Civil and Political Rights 16 Dec 1966 CCPR 

ICESCR International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights 16 Dec 1966 CESCR 

CEDAW Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination against Women 18 Dec 1979 CEDAW 

CAT Convention against Torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or Punishment 10 Dec 1984 CAT 

CRC Convention on the Rights of the Child 20 Nov 1989 CRC 

ICMW International Convention on the Protection of the Rights of All Migrant Workers and Members of Their Families 18 Dec 1990 CMW 

CPED International Convention for the Protection of All Persons from Enforced Disappearance 20 Dec 2006 CED 

CRPD Convention on the Rights of Persons with Disabilities 13 Dec 2006 CRPD 

 
 

https://www.ohchr.org/en/core-
international-human-rights-instruments-
and-their-monitoring-bodies



Info: 11 Grundsatzkonventionen der 
Internationalen Arbeitsorganisation

17

• Freedom of Association and Protection of the Right to Organise Convention, 1948 (No. 87)
• Right to Organise and Collective Bargaining Convention, 1949 (No. 98)
• Forced Labour Convention, 1930 (No. 29) (and its 2014 Protocol )
• Abolition of Forced Labour Convention, 1957 (No. 105)
• Minimum Age Convention, 1973 (No. 138)
• Worst Forms of Child Labour Convention, 1999 (No. 182)
• Equal Remuneration Convention, 1951 (No. 100)
• Discrimination (Employment and Occupation) Convention, 1958 (No. 111)
• Occupational Safety and Health Convention, 1981 (No. 155)
• Promotional Framework for Occupational Safety and Health Convention, 2006 (No. 187)
h"ps://normlex.ilo.org/dyn/nrmlx_en/f?p=NORMLEXPUB:10011:0::NO::P10011_DISPLAY_BY%2CP10011_CONVENTION_TYPE_CODE:1%2CF

http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C087:NO
http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C098:NO
http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C029:NO
https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:P029:NO
http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C105:NO
http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C138:NO
http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C182:NO
http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C100:NO
http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C111:NO
http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C155:NO
http://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:::NO:12100:P12100_ILO_CODE:C187:NO


Tool: Verknüpfung der verbindlichen & ratifizierten
Menschenrechtskonventionen mit SDG-Monitoring

Sustainable Development Goals 
and human rights
recommendations
https://uhri.ohchr.org/en/sdgs

Land – Konvention anklicken und 
Empfehlungen nachlesen

https://uhri.ohchr.org/en/sdgs


Beyond 2030: Aussichten?

Städte als globale  
Nachhaltigkeitsakteure

Voluntary Local Reviews und inklusiver Multilateralismus

von Jens Martens
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Städte und Regionen spielen eine wichtige Rolle bei der Verwirklichung der Agenda 2030 und ihrer Nachhaltig-
keitsziele (SDGs). „Der Kampf um nachhaltige Entwicklung wird in den Städten gewonnen oder verloren,” hatte 
das Hochrangige Panel der Vereinten Nationen zur Vorbereitung der Agenda 2030 bereits 2013 festgestellt.1 
Immer mehr Städte sind aber nicht nur bei der SDG-Umsetzung auf lokaler Ebene aktiv, sondern berichten darüber 
auch auf globaler Ebene. Dies geschieht in Form sogenannter Voluntary Local Reviews. Von ihnen gibt es welt-
weit inzwischen über 200, darunter auch etwa ein Dutzend aus Deutschland. Nach dem Vorbild der freiwilligen 
Staatenberichte über die Umsetzung der Agenda 2030 (Voluntary National Reviews) sollen sie beim Hochrangigen 
Politischen Forum für nachhaltige Entwicklung (HLPF) präsentiert werden. 

Im Sinne eines inklusiven Mehr-Ebenen-Multilateralismus spielen Städte und ihre weltweiten Bündnisse aber auch 
in anderen Bereichen globaler Politik eine wachsende Rolle. Um dem Rechnung zu tragen, hat der UN-General-
sekretär im Oktober 2023 ein Beratergremium (Advisory Group on Local and Regional Governments) eingesetzt, 
das bis zum UN-Zukunftsgipfel im September 2024 Vorschläge für die verstärkte institutionelle Einbeziehung von 
Städten und Regionen in den Vereinten Nationen vorlegen soll.

1 UN High-Level Panel of Eminent Persons on the Post-2015 Development Agenda (2013), S. 17.

Mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung lebt heute 
in Städten. Die Vereinten Nationen schätzen in 
ihrem World Cities Report 2022, dass der An-
teil der städtischen Bevölkerung bis zur Mitte des 
Jahrhunderts von 56 Prozent (2021) auf 68 Prozent 
steigen wird. Das bedeutet, dass die städtische Be-
völkerung weltweit um 2,2 Milliarden Menschen 
wachsen wird. Das entspricht über 2.000 zusätz-
lichen Millionenstädten in der Größe von Köln. 
Für ihre Bewohner müssen zusätzliche Wohnun-
gen und Beschäftigungsmöglichkeiten geschaf-
fen und die entsprechende Infrastruktur aufgebaut 
werden. Gleichzeitig muss die bereits bestehen-

de Infrastruktur der Städte nachhaltiger gestaltet 
werden, um auf den Klimawandel zu reagieren 
und die Umweltzerstörung zu reduzieren. Schon 
heute wird in Städten rund 70 Prozent des globa-
len Brutto inlandsprodukts erwirtschaftet, es wer-
den aber auch 70 Prozent der Treibausgase und des 
Abfalls produziert. 

Es war daher nur konsequent, dass sich die Regie-
rungen in der Agenda 2030 an verschiedenen Stel-
len mit der wichtigen Rolle von Städten und Kom-
munen befassen. So stellen sie in Pkt. 34 fest:

https://www.globalpolicy.org/de/publication/staedt
e-als-globale-nachhaltigkeitsakteure

                    

 

Local Authorities Major Group, gathered within the Global Taskforce of Local and 
Regional Governments, facilitated by United Cities and Local Governments (UCLG)  

https://www.global-taskforce.org/  

Massimo Perrino, Policy Officer, United Cities and Local Governments, 
m.perrino@uclg.org 

 

Chapeau 
The Local Authorities Major Group calls for the Chapeau of the Pact for the Future to: 
 

● Commend the Localization of the global agendas for sustainable development 
as a means to rescue the SDGs and bring about meaningful change at scale grounded 
on democracy, social justice, and sustainability.  

● Recognize local public service provision as a precondition for the achievement 
of the SDGs, ensuring that all communities, regardless of administrative status or 
any other condition, can live healthy, fulfilling and sustainable lives, through the 
provision of water and sanitation, housing, food security, education and health care, 
among other services.  

● Harness the transformative commitments and actions of local and regional 
governments towards the 2030 Agenda to reduce inequalities, leave no one and 
no place behind and foster peace, even amid the worst crises.  

● Acknowledge that effective change at scale will only be possible by rethinking our 
relationship with nature, placing solidarity and a rights-based approach at the core of 
global decision-making and action, for a just ecological transition across world 
regions and the urban-rural continuum. 

● Commit to renew multilevel governance, multilateralism and the global 
financial architecture to create institutional environments that facilitate SDG 
localization, based on the principles of subsidiarity, decentralization and self-
government. This includes including local and regional governments in global decision-
making processes, as they have demonstrated the power of place- and solidarity-
based policy-making to advance a new social contract for equality and 
democracy, even amid global complex emergencies. 

 

Chapter I. Sustainable development and financing for development 
 
The Local Authorities Major Group calls for Chapter 1 of the Pact for the Future to: 
 

● Foster universal and equitable access to local public services and acknowledge 
their role in reducing inequalities and poverty. Highlight local and regional 
governments’ commitment to redefine healthcare and other public services as 
local and global commons.  

● Emphasize the need to guarantee equal rights, dignity and opportunities for all 
– with special attention to women and girls, and other structurally discriminated 

https://www.un.org/
sites/un2.un.org/files
/sof-local-authorities-
major-group-input-
zero-draft-pact-for-
future.pdf 

• Rolle der Zivilgesellschaft
• Rolle der Kommunen
• Bündnisse? 

• zB Stadt-Referate, 
Stadtratsfraktionen; 
Städteinitiativen … 

• Bundesländer …
• Gewerkschaften zu “just 

transition” …
• Bundesebene: DGVN, Forum 

Umwelt & Entwicklung, Rat für
Nachhaltihe Entwicklung

• Regierung: BMU, BMZ, BMAS …
• …



“Beyond 2030”: Aussichten? 
u Bundesstaat Kalifornien

u seit 2006 Gesetze und Zielvorgaben zu
CO2-Reduktion 

u Herbst 2026: Abstimmung über eine
Milliardärssteuer

u Vorwahlen Stadt New York 
u Juni 2026: progressive neue

Vertreter:innen

u Hamburg Sustainability-Konferenz
u Juli 2026

29/06/2026, 12:57 BEWT

https://www.eineweltnetzwerkbayern.de/fairer-handel/bewt 1/12



Gabriele Köhler
Mitvorständin WECF
Beraterin, AK Nachhaltigkeit und Klimagerechtigkeit, DGVN
UNRISD, Senior Research Associate

gabrielekoehler.net
gabrielekoehler@posteo.de
https://www.gabrielekoehler.net/agenda-2030-sdgs-globale-gerechtigkeit-nach-2030/

Zur Menschenrechtszentrierung einer Beyond 2030 Agenda: 
Kickstart? Imaginings towards a beyond-2030 “development” agenda
https://www.gabrielekoehler.net/kickstart-imaginings-towards-a-beyond-2030-
development-agenda/ 

What next – beyond the HLPF – beyond the SDGs
https://www.gabrielekoehler.net/what-next-beyond-the-hlpf-beyond-the-sdgs/

Towards a Human rights-Centred, Transformative Agenda Beyond 2030
https://www.globalissues.org/news/2026/07/07/43504

mailto:gabrielekoehler@posteo.de
https://www.gabrielekoehler.net/what-next-beyond-the-hlpf-beyond-the-sdgs/

